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Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 144. Sitzung 
am 8. Juli 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 22. Juni 1955 verabschiedeten 

Gesetzes über die Inanspruchnahme eines Teils 
der Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer durch den Bund im Redinungsjahr 1955 
- Drucksachen 1470, 1449 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes einberufen wird mit dem Ziel, in § 1 
des Gesetzes die Worte „40 vom Hundert” durch die Worte „ein 
Drittel” zu ersetzen. 


Begründung 

I. Der Entwurf des Bundeshaushalts ist nach dem Beschluß des 
Bundestages mit einem Bundesanteil an der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer von 4 280 Mio DM ausgeglichen. 
Anläßlich des 1. Durchganges des Gesetzentwurfs hat der Bundes- 
rat insbesondere die Frage behandelt, ob der von der Bundes- 
regierung angestrebte Bundesanteil von 40 v. H. für die Länder 
tragbar sei oder nicht und diese Frage verneint. Nachdem nun- 
mehr die Beratungen zum Bundeshaushalt 1955 im Bundestag 
abgeschlossen sind, kann der Bundesrat unter Bezugnahme auf 
die Begründung seines Beschlusses vom 10. Juni 1955 im übrigen 
feststellen, daß der vorgesehene Bundesanteil von 40 v. H. auch 
nicht notwendig ist, um den Bundeshaushalt im Sinne des 
Art. 106 Abs. 3 GG auszu gleichen ; 

l.In Kap. 12 02 Tit. 531 ist ein Darlehen als „Liquiditätshilfe” 
für die Bundesbahn in Höhe von 200 Mio DM veranschlagt. 
Der Bundesrat hat bereits im 1. Durchgang des Bundeshaus- 
halts empfohlen, diesen Ansatz im a. o. Haushalt auszubringen. 


Drude: Budidruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 



Die zwischenzeitliche Entwicklung läßt diese Stellungnahme 
noch mehr begründet erscheinen. Die Bundesbahn hat im 
Kalenderjahr 1955 vom Bunde bereits zwei Darlehen von 
250 Mio DM und 147,6 Mio DM zu Lasten des ordentlichen 
Haushalts erhalten. Diese beiden Darlehen von zusammen fast 
400 Mio DM haben die Finanzlage der Bundesbahn wesent- 
lich entspannt. Da im übrigen das Verkehrsfinanzgesetz schon 
im Rechnungsjahr 1955 dazu beitragen wird, die Lage der 
Bundesbahn zu verbessern, ist eine weitere Subventionierung, 
die zu Lasten des ordentlichen Haushalts gehen müßte, nicht 
mehr erforderlich. Der Betrag ist somit als Vermögens wirksame 
Ausgabe im a. o. Haushalt auszubringen. Es erscheint dem 
Bundesrat auch nicht angängig, daß der Bund in noch größe- 
rem Umfange als bisher aus Leistungen der Länder gemäß 
Art. 106 Abs. 3 GG Vermögen ansammelt. 

2. Hinsichtlich der Ansätze zum Kriegsfolgenschlußgesetz hat der 
Bundestag zwar die Bemerkung des Bundesrates, daß die Mittel 
- wenn überhaupt - höchstens zu einem Bruchteil im Rechnungs- 
jahr 1955 verausgabt werden könnten, im Ergebnis anerkannt. 
Mit der Anordnung des Übertragbarkeits Vermerkes hat er 
aber eine Folgerung gezogen, die den haushaltspolitischen Er- 
fordernissen nicht gerecht wird. Der Bundesfinanzminister be- 
ziffert in der Begründung seines Gesetzcntw'urfs (S. 90/91) den 
vorerst zu erwartenden Aufwand wesentlich geringer. Insbe- 
sondere jene Forderungen, die durch das Londoner Schulden- 
abkommen nicht betroffen sind, können wegen des späten 
Inkrafttretens des Gesetzes im Rechnungsjahr 1955 mit Sicher- 
heit nicht in dem vorgesehenen Umfang befriedigt werden. 
Der hierfür bei Kap. 6004 Tit. 315 veranschlagte Betrag 
(100 Mio DM) wird daher schon aus zeitlichen Gründen 
unter keinen Umständen voll verausgabt werden können. 
Nach Ansicht des Bundesrates wird ein Ansatz von 50 Mio DM 
aus reichen. 

Aus diesen beiden Vorschlägen ergibt sich eine Haushaltsver- 
besserung von insgesamt 200 + 50 = 250 Mio DM. 

Der Bundesanteil braucht daher nur 4280 — 250 = 4030 Mio DM 
zu betragen. 

IL Im ersten Rechnungsvierteljahr 1955 belief sich das Aufkommen 
an Einkommensteuer und Körperschaftsteuer im Bundesdurch- 
schnitt auf rd. 105 v. H. des entsprechenden Vorjahresauf- 
kommens. Überträgt man dieses Ergebnis sinngemäß auf das 
ganze Rechnungsjahr 1955, so ergäbe sich ein Gesamtaufkommen 
von rd. 12,8 Mia DM. Dies rechtfertigt die Annahme, daß das 
Aufkommen an Einkommensteuer und Körperschaftsteuer im 



Rechnungsjahr 1955 keineswegs niedriger als im Rechnungsjahr 
1954 (rd. 12,2 Mia DM) sein wird. Der Bundesrat glaubt daher, 
für das Rechnungsjahr 1955 nach dem jetzigen Erkenntnisstande 
ein Gesamtaufkommen an Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer (einschl. Berlin) von mindestens 12,2 Mia DM erwarten 
zu können. 

III. Der zu I. erredinete Bundesanteil von 4 030 Mio DM entspricht 
rd. 33 V. H. dieses Aufkommens. Der Bundesrat ist daher der 
Überzeugung, daß der Bundeshaushalt mit einem Bundes anteil 
von einem Drittel gemäß Art. 106 Abs. 3 GG auszugleichen 
sei, § 1 des Gesetzes sieht aber einen höheren Bundesanteil vor. 
Ziel des Vermittlungsverfahrens ist es, diese Vorschrift entsprechend 
zu ändern. 


gez, Altmeier 


Bonn, den 8. Juli 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 24. Juni 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 



